
Nach langjähriger, kontroverser Debatte
- natS gnitnuoccA lanoitanretnI sad tah

dards Board (IASB) im Juli 2009 einen
- natS gnitropeR laicnaniF lanoitanretnI

dard for Small and Medium-sized
Entities (IFRS for SMEs) verabschiedet.
Mit diesem Standard überträgt das
IASB die grundsätzliche Idee seiner bis-
herigen „full“ IFRS auf nicht-kapital-
marktnotierte kleine und mittelgroße
Unternehmen (KMU). Diese Idee aber

- revsnoitamrofnI red nov tgärpeg tsi
sorgung anonymer Investoren auf orga-
nisierten Kapitalmärkten. Sollte der
IFRS for SMEs in die bilanzrechtliche
Regulierung der EU und/oder ihrer
Mitgliedstaaten übernommen werden,
wären Millionen von europäischen
Unternehmen betroffen. Gravierende
Veränderungen ihrer Rechnungslegung
wären die unmittelbare Folge. 

Wissenschaftliches
Gutachten

Der DGRV hat gemeinsam mit den
- näb revsgnufürP nehciltfahcsnessoneg

den ein wissenschaftliches Gutachten in
Auftrag gegeben, um zu klären, welchen
Nutzen diese regulatorische Verände -
rung für europäische KMU bringen
würde. In dem Gutachten wird hierzu

- sgnunhceR red esiewsnoit knuF eid
legung im KMU-Zusammenhang theore-

elart neZ .thcusretnu hcsiripme dnu hcsit
Frage: Welchen praktischen Nutzen hat

- ersgnugel sgnunhceR sehciltiehnie nie
gime für europäische KMU? Nachfol -

red essin begrE elartnez nedrew dneg
Studie vorgestellt.

Die Rechnungslegung der KMU nimmt
eine zentrale Rolle in den wichtigen
Vertragsbeziehungen dieser Unterneh -
men ein. Dies betrifft insbesondere auch

die Kernbereiche unternehmerischen
- eG ,gnureuetseB eid .B.z eiw snekriW

winnverwendung, Kreditverträge oder
- gignähbA nI .gnunholtnetnemeganaM

keit von den unterschiedlichen regulato-
rischen Rahmenbedingungen und ande-
ren, z.B. auch kulturellen Differenzen
können diese Vertrags- und die damit
einhergehenden Anreizstrukturen aller-

- airaV eseiD .nereiirav hcilbehre sgnid
tion ist sowohl auf Länderebene als
auch innerhalb eines Landes denkbar,
wo sich Rechtsformen und individuelle
Unternehmensumgebungen ebenfalls
unterscheiden. 

- henretnU netreitneirotkramlatipak eiD
men (als bisherige Zielgruppe der IASB-
Regeln) agieren im Vergleich zu den nicht
kapitalmarktorientierten KMU unter völlig
anderen rechtlichen und betriebswirt-
schaftlichen Bedingungen. So haben hier
insbesondere die globalisierten europäi-
schen Kapitalmärkte in den letzten
Jahrzehnten zu einer stärker harmonisier-
ten Rechtsumgebung in den jeweiligen

- hcielgreV sawtE .trhüfeg netaatsdeilgtiM
bares ist für die KMU nicht zu beobach-
ten. Zudem erfüllt die Rechnungslegung
der kapitalmarktorientierten Unternehmen
auch eine zusätzliche Funktion, die KMU
nicht benötigen: Die Bereitstellung
bewertungsrelevanter Informationen zur

- retnU nov gnuztähcsbA neretneiziffe
nehmens- und Anteilswerten auf organi-

- latipaK negihäfsnoitknuf dnu netreis
märkten. Die vertragsorientierte Rolle der
Rechnungslegung wird insofern – anders
als bei KMU – weniger wichtig.

Das IASB gibt sich das klare Ziel, ein
einziges, qualitativ hochwertiges Rech-
nungslegungssystem zu entwickeln, das
universell einsetzbar sein solle („general
purpose“). Hierbei konzentriert sich das
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IASB allerdings auf die Idee der bewer-
tungsrelevanten, kapitalmarktorientier-
ten Rechnungslegung. Dieser Fokus auf
„one size fits all“ dürfte aus Sicht des
IASB sogar vernünftig sein. Nur mit
einer klaren Ausrichtung auf ein Ziel
scheint die Entwicklung konsistenter
Rechnungslegungsregeln überhaupt
möglich zu sein. Im Vergleich zu großen,
kapitalmarktorientierten und internatio-
nal aufgestellten Unternehmen agieren
nicht kapitalmarktorientierte KMU aller-
dings unter völlig anderen Bedingungen,
so dass die Rechnungslegungsfor -
schung auch an dere Ziele erkennt. Das
IASB scheint jedoch anzunehmen, dass
die konzeptionelle Ausrichtung und
Zielsetzung des IFRS for SMEs derjeni-
gen der kapitalmarktorientierten Rech -
nungs legung (full IFRS) entspräche. 

In der Rechnungslegungsforschung ist
es eine kontrovers diskutierte und bisher
noch offene Frage, ob diese unter-
schiedlichen Ziele tatsächlich auch zu
einer unterschiedlichen Rechnungsle -
gung führen. Wäre dem nicht so, wäre
ein einziges konsistentes Rechnungsle -
gungssystem wohl in der Lage, unter-
schiedlichen Unternehmensgruppen in -
nerhalb eines Landes und über die
Landesgrenzen hinweg zu dienen. An
dieser Stelle leistet die Studie einen
Forschungsbeitrag, in dem genau diese
Frage empirisch untersucht wird: Haben
das jeweilige regulatorische Umfeld und
die jeweiligen Vertrags- und An -
reizstrukturen nicht kapitalmarktorien-
tierter KMU zu wesentlich unterschied -
licher Rechnungslegung in Europa
geführt?

1,1 Millionen untersuchte
Unternehmen

Auf der Basis einer Auswahl von über
1,1 Millionen Unternehmen (und mehr
als 7,7 Millionen Jahresabschlüssen) –
eine in der empirischen Rechnungs -
legungsforschung kaum erreichte
Dimension – wird mit der Studie die
Heterogenität der Rech nungslegung
nicht kapitalmarktorientierter KMU in
Europa empirisch belegt. Diese
Heterogenität wird, wie vermutet, getrie-

ben von den unterschiedlichen Zielen,
die die jeweiligen Unternehmen mit der
Rechnungslegung verbinden.

Es wird nachgewiesen, dass nicht kapi-
talmarktorientierte KMU ihre Rech -
nungs legung in Abhängigkeit von ihrer
Finanzierungsstruktur auf Gläubiger-
bzw. auf Eigentümerbedürfnisse aus-
richten. Technisch wird dabei auf die im
Verhältnis zu den Cashflows ermittelte
Gewinnglättung abgestellt (ein wissen-
schaftlich anerkanntes Messverfahren),
deren Ausprägung mit stärkerer Fremd -
finanzierung ansteigt und eine stärker
gläubigerorientierte Rechnungslegung
induziert. Es wird zudem auch der zuvor
unterstellte Einfluss der landesspezifi-
schen Infrastruktur auf die Rechnungs -
legung nachgewiesen: In den Ländern,
in denen die Handelsbilanz auch für die
steuerliche Gewinnermittlung herange-
zogen wird, zeigen sich deutlich stärke-
re Gewinnglättungen. Zudem scheint
es, dass nicht kapitalmarktorientierte
KMU mit ihrer Rechnungslegung auf die
landesspezifische Governance-Struktur
reagieren.

Die empirischen Ergebnisse führen zu
dem Schluss, dass sich die unterschied-
lichen Rechnungslegungsziele nicht
kapitalmarktorientierter KMU in Europa
in unterschiedlicher Rechnungs legung
manifestieren. Diese Unterschiede wer-
den von den unterschiedlichen Vertrags-
und Anreizstrukturen der jeweiligen
Hauptvertragspartner und von den lan-
desspezifischen regulatorischen Um -
feld bedingungen getrieben.

Schließlich zeigt diese Untersuchung,
dass zentrale Voraussetzungen für eine
erfolgreiche Harmonisierung der KMU-
Rechnungslegung in Europa – zumin-
dest gegenwärtig – nicht erfüllt sind. Die
gesamte Governance- und Regu lie -
rungsstruktur in der EU (einschließlich
Besteuerung und Gewinnverwendung)
ist nicht in dem Maße harmonisiert, dass
ihr heterogener Einfluss auf die Rech -
nungslegung nicht kapitalmarktorientier-
ter KMU zu vernachlässigen wäre. Eine
EU-weite Übernahme des IFRS for
SMEs würde insbesondere die Harmo -
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ni sierung der direkten Unterneh -
mensbesteuerung voraussetzen – eine
Herausforderung, die schon seit mehr
als fünf Jahrzehnten auf der Agenda der
EU steht, ohne dass bisher nennens-
werte Erfolge zu verzeichnen sind. 

KMU – Kompetenz des
IASB?

Der organisatorische Rahmen des IASB
scheint für die Entwicklung von KMU-
Rechnungslegungsregeln wenig geeig-
net. Die Harmonisierung der KMU-
Rechnungslegung in Europa würde u. a.
einen Regelentstehungsprozess voraus-
setzen, der die notwendige institutionel-
le Expertise zur Entwicklung qualitativ
hochwertiger KMU-Standards bereit
stellt. Dies impliziert, dass die notwendi-
ge Einflussnahme nicht kapitalmarktori-
entierter KMU in diesem Prozess und
auf die verantwortliche Institution gege-
ben wäre.

Ein zentraler Vorteil des IASB als priva-
ter Standard Setter im Bereich der
Rechnungslegungsregulierung liegt in
der fachlichen und institutionellen
Expertise seiner Mitglieder. Allerdings
mangelt es dem IASB und sämtlichen
sonstigen Organen der International
Accounting Standards Committee
Foundation (IASCF; seit dem 1. März
2010: IFRS Foundation) an Mitgliedern
mit KMU-Erfahrung oder -Zugehörigkeit.
Ähnliches gilt für die Finanzierung von
IASB und IASCF. Hier dominieren glo-
bal operierende Konzerne, große „Big
Four“-Wirtschaftsprüfungsgesell schaf -
ten sowie wichtige nationale Aufsichts -
behörden und Kapitalmarktregulierer.
So nachvollziehbar dies angesichts der
bisherigen Ausrichtung auf kapitalmarkt -
orientierte Unternehmen gewesen sein
mag, so zweifelhaft ist dieser Fokus im
KMU-Zusammenhang. Es ist insofern
frag lich, ob das so organisierte und
finanzierte IASB gegenwärtig oder künf-
tig geeignete Rechnungslegungsregeln
für nicht kapitalmarktorientierte KMU
entwickeln kann.

Die EU-weite Übernahme des IFRS for
SMEs wirft rechtliche Fragen auf, die

bisher unbeantwortet scheinen. Jede
Harmonisierung der KMU-Rechnungs -
legung müsste dem europäischen
Gedanken des Subsidiaritätsprinzips
entsprechen und verfassungsrechtlich-
demokratischen Geboten auf EU- wie
auch Mitgliedstaaten-Ebene genügen.

Deshalb erscheint es unter rechtlichen
Aspekten fraglich, ob die EU überhaupt
ermächtigt ist, den IFRS for SMEs in
europäisches Recht zu übernehmen.
Zweifel begründen sich nicht nur mit der
privaten Natur des IASB und der IFRS,
mit dessen kapitalmarktorientierter
Ausrichtung, Struktur und Finanzierung,
sondern auch mit der Nichtanwend -
barkeit des bisherigen Endorsement-
Verfahrens. Wesentliche Zweifel verblei-
ben insbesondere bei der Frage, ob die
Regulierung der KMU-Rechnungs le -
gung überhaupt im Sinne der Sub -
sidiarität auf europäischer Ebene über
das bisherige Maß hinaus harmonisiert
werden kann. Zudem bedürfen weitere
Rechtsfragen der Klärung. Diese kön-

nen aus möglichen Konflikten zwischen
einer europäischen KMU-Regu lierung
und nationalen Verfas sungs- und
Rechts systemen entstehen.

Selbst wenn alle genannten Vor -
aussetzungen erfüllt sein sollten, wäre
ein Harmonisierungserfolg bei der KMU-
Rechnungslegung aus ökonomischer
Perspektive keineswegs zwingend.
Abgesehen davon, dass kulturelle und
andere Länderunterschiede das unter-
nehmerische Gebaren in Europa weiter-
hin beeinflussen und damit indirekte
Harmonisierungskosten erzeugten, wä -
ren auch direkte Kosten zu berücksichti-
gen. Direkte Harmonisierungskosten
entstünden insbesondere dadurch, dass
Millionen europäischer Unternehmen
z.B. gezwungen würden, ihre Buch -
haltungs- und Bilanzierungssys teme

anzupassen und ihre Mitarbeiter neu zu
schulen. Die Harmonisierung der KMU-
Rechnungslegung in Europa wäre nur
dann ökonomisch erfolgreich, wenn der
Nutzen der Harmonisierung tatsächlich
alle direkten und indirekten Harmoni sie -
rungskosten überstiege.

Kurz gefasst: Die Harmonisierung der
Rechnungslegung steht am Ende eines
Harmonisierungsprozesses, nicht am
Anfang! Solange sich die regulatorische
Infrastruktur für nicht kapitalmarktorien-
tierte KMU in Europa wesentlich unter-
scheidet, solange erzeugt eine oktroyier-
te, einheitliche Rechnungslegung öko-
nomisch bedenklich Friktionen. Eine
derartige Rechnungslegung wirkt
schließ lich Vertrags- und Anreizstruk -
turen dieser Unternehmen entgegen, die
über Jahrhunderte gewachsen sind, sich
damit bewährt und in Teilen auch
Eingang in gesetzliche Standard -
verträge gefunden haben. Man beden-
ke: Der Prozess einer wirklichen interna-
tionalen Harmonisierung von Rech -

nungs legungsregeln für kapitalmarktori-
entierte Unternehmen ist letztlich erst
von diesen Unternehmen selbst seit den
frühen 1990er Jahren betrieben worden.
Insofern können wir nur vermuten, dass
sich nicht kapitalmarktorientierte KMU in
Europa zu einer analogen Harmonisie -
rungs anstrengung erst dann motiviert
sehen, wenn ihr individueller Nutzen aus
der einheitlichen Rechnungslegung die
damit einhergehenden Kosten über-
steigt.

Ein Beitrag der 
Redaktion

(Quelle: „IFRS for European Small and Medium-
Sized Entities? A Theoretical and Empirical
Analysis“ von StB Prof. Dr. Rolf Uwe Fülbier
(Bayreuth) und Prof. Dr. Joachim Gassen
(Berlin)).

Die Harmonisierung der Rech nungs -
legung steht am Ende eines Harmo ni -
sierungsprozesses, nicht am Anfang!


